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Verlust eines Dienstausweises 

 
 
 
 
Der Dienstausweis Nr. 2553 von Herrn Armin Gehring, ausgestellt vom Landrat des 
Rhein-Erft- Kreises, ist in Verlust geraten und wird hiermit für ungültig erklärt. 
 
Der unbefugte Gebrauch dieses Dienstausweises wird strafrechtlich verfolgt. Sollte 
der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, ihn dem  Landrat des Rhein-Erft-
Kreises in 50126 Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1, Amt für Personalmanagement und 
IT, zuzuleiten. 
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Bekanntmachung des Rhein-Erft-Kreises 
 

 

Hiermit wird bekanntgegeben, dass die Jägerprüfung 2019 zur Erlangung des Jagdscheins bzw. die 
eingeschränkte Jägerprüfung zur Erlangung des Falknerjagdscheins in der Zeit vom  
 

24. April 2019 bis 03. Mai 2019 
 
stattfindet. 
 
Folgende Prüfungstermine und -orte sind für die einzelnen Prüfungsabschnitte vorgesehen: 
 
1. Schriftlicher Teil der Jägerprüfung:  
 

 Mittwoch, den 24. April 2019,  
15:00 bis 18:00 Uhr im Kreishaus in Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1. 

 
2. Schießprüfung der Jägerprüfung: 
 
  Donnerstag, den 25. April 2019,  

ab 08:00 Uhr auf dem Schießstand "Gürather Höhe" in Bedburg.  
 
3. Mündlich-praktischer Teil der Jägerprüfung: 
 

Montag, den 29. April 2019, 
Dienstag, den 30. Mai 2019, 
Donnerstag, den 02. Mai 2019, 
Freitag, den 03. Mai 2019, 
 
jeweils in der Zeit von 08:00 bis 17:45 Uhr im Kreishaus in Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1. 

 
Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind von den Bewerbern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Gebiet des Rhein-Erft-Kreises haben müssen, spätestens bis zum 25. Februar 2019 einzureichen 
beim: 
 

Landrat des Rhein-Erft-Kreises, Untere Jagdbehörde, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim 
 

Dem Antrag sind beizufügen: 
 

- ein Nachweis über die Einzahlung der Prüfungsgebühr; 
 

- ein Nachweis (nicht älter als ein Jahr) der Landesvereinigung der Jäger oder einer ihrer 
satzungsmäßigen Untergliederungen über die sichere Handhabung und das Schießen mit 
einer Kurzwaffe mit einem Mindestkaliber von 9 Millimetern (es sei denn, die Prüfung wird 
lediglich zur Erlangung eines Falknerjagdscheins abgelegt); 
 

- ein Nachweis über die Teilnahme an einer vom zuständigen Veterinäramt anerkannten 
Schulung zur Kundigen Person nach Anhang III, Abschnitt IV, Kapitel I, Nummer 4 der 
Verordnung (EG) Nummer 853/2004 und  
 

- ein amtliches Führungszeugnis, das nicht älter als sechs Monate sein darf. 
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Mit der Antragstellung ist die Einzahlung der Prüfungsgebühr verbunden, die bei der Jägerprüfung 
220,00 € und bei der eingeschränkten Jägerprüfung 110,00 € beträgt. Zusätzlich ist eine 
Zulassungsgebühr in Höhe von 30,00 € zu entrichten.  
 
Die entsprechenden Antragsformulare sind bei der vorgenannten Dienststelle erhältlich und  
können auch telefonisch (Rufnummer: 02271/83-13932 oder -13933) angefordert werden. 
 
Bewerberinnen und Bewerbern, die den mündlich-praktischen Teil und/oder die Schießprüfung der 
Jägerprüfung nicht bestehen, wird Gelegenheit gegeben, an einer einmaligen Nachprüfung 
teilnehmen, welche frühestens drei Monate nach Feststellung des Nichtbestehens der Jägerprüfung 
durchgeführt wird. 
 
Folgende Prüfungstermine und -orte sind für die einzelnen Nachprüfungsabschnitte vorgesehen: 
 
1. Schießprüfung 

 
Dienstag, den 03. September 2019, Schießstand "Gürather Höhe", 50181 Bedburg 

 
2. Mündlich/praktischer Teil der Jägerprüfung 

 
Dienstag/Mittwoch,  den 03./04. September 2019, Willy-Brandt-Platz 1 (Kreishaus),  
50126 Bergheim 

 
 
Anträge auf Zulassung zur Nachprüfung sind bis spätestens zum 04. Juli 2019 an die untere 
Jagdbehörde des Rhein-Erft-Kreises zu richten. Mit der Antragstellung auf eine einmalige 
Nachprüfung ist die Einzahlung der Prüfungsgebühr nachzuweisen, die je zu wiederholendem 
Prüfungsteil 80,00 € beträgt. Zusätzlich ist eine Zulassungsgebühr in Höhe von 30,00 € zu 
entrichten. 
 
Die Jägerprüfung wird nach der Verordnung zur Durchführung des Landesjagdgesetzes 
(Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung – DVO LJG-NRW) vom 31. März 2010 in der zurzeit 
geltenden Fassung durchgeführt. 
 
 
 
 
Bergheim, den 11.01.2019  
 
RHEIN-ERFT-KREIS 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Rösgen  
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 28/ Kaster, 15. Änderung 

 
hier: Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 Bau-

gesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 13a BauGB 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
09.10.2018 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss fasst den Aufstellungsbeschluss zur „15. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 28/ Kaster“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im beschleunigten Ver-
fahren (nach § 13a BauGB). 
 
Die Bebauungsplanänderung umfasst die Erweiterung des bestehenden Baufensters 
für einen weiteren Bauplatz zur Nachverdichtung des Bestandes. 
 
Da es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt, soll das beschleunigte 
Verfahren nach § 13a BauGB angewandt werden.  
 
Bei dem Grundstück handelt sich um den Garten eines Eckgrundstückes an der Brun-
nenstraße 77 in Kaster. 
 
Entsprechend § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 1 BauGB kann sich Jedermann 
 

im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, Fachdienst 5 - Stadtpla-
nung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung, Raum 204 

 
während der Sprechzeiten über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesent-
lichen Auswirkungen der Planungen unterrichten lassen.  
 
Ferner wird von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung im Sinne des § 3 Abs.1 
BauGB abgesehen. Entsprechend § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 BauGB können 
Stellungnahmen schriftlich bei der Stadtverwaltung, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 
50181 Bedburg, Fachdienst 5 oder mündlich zur Niederschrift im Rathaus Kaster, Am 
Rathaus 1, 50181 Bedburg, Zimmer 203 
 

bis einschließlich 12. Februar 2019 
 
vorgebracht werden. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB des „Bebauungsplan Nr. 28/ Kas-
ter, 15. Änderung“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
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Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die 

Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnach-
teilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschädi-
gungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschä-
digungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-
keit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Im Rahmen des Planverfahrens wird gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

 
4. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden können, es 
sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
5. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich wer-
den demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend gemacht 
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worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
6. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden Vor-

schriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschriften) 
können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung - 
der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öffnungszei-
ten eingesehen werden. 

 
 

 
Bedburg, 07.01.2019 
 
Stadt Bedburg 
Bürgermeister 
 
 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lageplan Bebauungsplan Nr. 28/ Kaster, 15. Änderung 

 
(ohne Maßstab) 

 

 
 

 
 

© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 

 

Geltungsbereich Be-
bauungsplan Nr. 28/ 
Kaster, 15. Änderung 

Geltungsbereich 
des Bebauungspla-
nes Nr. 28/ Kaster 

Brunnen-
straße 77 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
53. Flächennutzungsplanänderung – gemischte Bauflächen und Gemeinbe-

darfsflächen zum Baugebiet Ehemalige Zuckerfabrik 
 

hier: Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB) 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
20.11.2018 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss fasst den Aufstellungsbeschluss für die „53. Flä-
chennutzungsplanänderung – gemischte Bauflächen und Gemeinbedarfsflächen zum 
Baugebiet Ehemalige Zuckerfabrik“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB. 
 
Der Rat der Stadt Bedburg hat am 18.12.2018 den Feststellungsbeschluss der 29. 
Flächennutzungsplanänderung gefasst. Mit dieser Änderung wird, vorbehaltlich der 
noch ausstehenden Genehmigung durch die Bezirksregierung Köln, für das geplante 
Neubaugebiet der ehemaligen Zuckerfabrik eine Wohnbaufläche ausgewiesen. Um 
den „Bebauungsplan Nr. 56/ Bedburg – ehemalige Zuckerfabrik“ aus dem Flächennut-
zungsplan ableiten zu können, müssen für einen Teil der Wohnbauflächen Mischbau-
flächen und Gemeinbedarfsflächen ausgewiesen werden. 
 
Das Plangebiet umfasst eine rd. 6,5 ha große Freifläche südlich des Kreisverkehrs-
platzes der Kreisstraße 37n mit Abzweigung zum Schlossparkplatz. Die genaue Ab-
grenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB der „53. Flächennutzungsplanän-
derung – gemischte Bauflächen und Gemeinbedarfsflächen zum Baugebiet Ehema-
lige Zuckerfabrik“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über 
die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten 
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Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht 
kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßig-
keit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kön-
nen, es sei denn  
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor
 her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
 bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
4. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich 
werden demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

 
5. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden 

Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschrif-
ten) können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförde-
rung - der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öff-
nungszeiten eingesehen werden. 

 
 
 
Bedburg, 07.01.2019 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lageplan 53. Flächennutzungsplanänderung – gemischte Bauflächen und Ge-

meinbedarfsflächen zum Baugebiet Ehemalige Zuckerfabrik 
 

(ohne Maßstab) 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 

 

Geltungsbereich 53. Flächen-

nutzungsplanänderung 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 35/ Kaster – ehemalige NATO-Raketenstellung am Wind-

park Gut Kaiskorb und 54. Flächennutzungsplanänderung – ehemalige NATO-
Raketenstellung am Windpark Gut Kaiskorb 

 
hier: Bekanntmachung der Aufstellungsbeschlüsse gem. § 2 Abs. 1 Bauge-

setzbuch (BauGB) 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
20.11.2018 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss fasst die Aufstellungsbeschlüsse für den „Bebau-
ungsplan Nr. 35/ Kaster – ehemalige NATO-Raketenstellung am Windpark Gut Kais-
korb“ und für die „54. Flächennutzungsplanänderung – ehemalige NATO-Raketenstel-
lung am Windpark Gut Kaiskorb“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB. 
 
Auf einem Geländeteil der seit Jahren brachliegenden Anlage der ehemaligen NATO-
Raketenstellung, zwischen dem bewaldeten Naturraum Rübenbusch und dem Wind-
park Gut Kaiskorb (an der Autobahn 61), soll eine großflächige Photovoltaikanlage 
entstehen. Der verbleibende Geländeteil der ehemaligen Militäranlage soll darüber 
hinaus einer naturnahen Gestaltung zugeführt werden.  
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Aufstellungsbeschlüsse nach § 2 Abs. 1 BauGB des „Bebauungsplanes Nr. 35/ 
Kaster – ehemalige NATO-Raketenstellung am Windpark Gut Kaiskorb“ und der „54. 
Flächennutzungsplanänderung – ehemalige NATO-Raketenstellung am Windpark Gut 
Kaiskorb“ werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über 
die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 
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2. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kön-
nen, es sei denn  
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor
 her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
 bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
3. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich 
werden demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

 
4. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden 

Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschrif-
ten) können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförde-
rung - der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öff-
nungszeiten eingesehen werden. 

 
 
 
Bedburg, 07.01.2019 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lageplan 
 

Bebauungsplan Nr. 35/ Kaster – ehemalige NATO-Raketenstellung am Wind-
park Gut Kaiskorb und 

 
54. Flächennutzungsplanänderung – ehemalige NATO-Raketenstellung am 

Windpark Gut Kaiskorb 
 

(ohne Maßstab) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 

 

Windpark 
Gut Kaiskorb 

Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 35/ 

Flächennutzungsplanänderung Nr. 54 

Ehemalige NATO-Raketenstellung 

Weiler Hohenholz 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 61/ Bedburg – Werbeanlagen an den Hauptverkehrsachsen 

 
hier: Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 Bau-

gesetzbuch (BauGB) 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
20.11.2018 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss fasst den Aufstellungsbeschluss für den „Bebau-
ungsplan Nr. 61/ Bedburg – Werbeanlagen an den Hauptverkehrsachsen“ gemäß § 2 
Abs. 1 BauGB. 
 
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes soll die Zulässigkeit von großformatigen 
eigenständigen Werbeanlagen entlang der Ein- und Ausfallstraßen der Bedburger 
Kernstadt (Stadtteile Bedburg, Blerichen, Lipp und Kaster) planungsrechtlich geregelt 
werden. 
 
Der Geltungsbereich umfasst Teile der Straßen Adolf-Silverberg-Straße, Bahnstraße, 
Kolpingstraße, Lindenstraße, Sankt-Rochus-Straße und der Kreisstraße 37n. Die ge-
naue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB des „Bebauungsplanes Nr. 61/ Be-
dburg – Werbeanlagen an den Hauptverkehrsachsen“ wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 
Hinweise: 
 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über 
die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschä-
digung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 

2. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige 
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ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden können, es 
sei denn  
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor
 her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
 bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
3. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich wer-
den demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
4. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden Vor-

schriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschriften) 
können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung - 
der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öffnungs-
zeiten eingesehen werden. 

 
 
Bedburg, den 07.01.2019 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lagepläne Bebauungsplan Nr. 61/ Bedburg – Werbeanlagen an den Hauptver-
kehrsachsen 

 

 
 

(ohne Maßstab) 
 

Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 

 
 
 
 
 
 

Geltungsbereich Nord 
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(ohne Maßstab) 
 

Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 

 

Geltungsbereich Süd 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 40/ Bedburg, 2. Änderung 

– Teilbereich zwischen Pfarrer-Bodden-Straße und Kirdorfer Allee 
 

hier: Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
20.11.2018 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss fasst den Beschluss zur Offenlage für den „Bebau-
ungsplan Nr. 40 / Bedburg, 2. Änderung Teilbereich zwischen Pfarrer-Bodden-Straße 
und Kirdorfer Allee“ gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634). 
 
Am Ende eines Stichweges der Pfarrer-Bodden-Straße soll ein weiterer Bauplatz in 
„zweiter Reihe“ entstehen. Hierzu ist ein weiteres Baufenster auf einem Grundstück 
unmittelbar westlich der Pfarrkirche Kirdorf festzusetzen. Der Geltungsbereich wird im 
Norden und Süden von Gärten privater Grundstücke, im Osten durch das Grundstück 
der Pfarrkirche und im Westen von landwirtschaftlichen Flächen begrenzt. Die genaue 
Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  

 
Da von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung (nach § 3 Abs. 1 BauGB) ent-
sprechend § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB abgesehen wird, soll der Öffentlichkeit die Mög-
lichkeit gegeben werden sich bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Am 
Rathaus 1, 2.OG, Zimmer 204, 50181 Bedburg während der regulären Dienstzeiten 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Pla-
nungen unterrichten zu lassen. Stellungnahmen und Anregungen können persönlich 
oder per Post eingereicht werden. 
 
Das Bauleitplanverfahren wird als beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB ge-
führt. 
 
Der „Bebauungsplan Nr. 40/ Bedburg, 2. Änderung – Teilbereich zwischen Pfarrer-
Bodden-Straße und Kirdorfer Allee“ mit dem zeichnerischen Teil, den textlichen Fest-
setzungen, der Begründung und der Artenschutzrechtlichen Prüfung I liegt in der Zeit 
vom 
 

23. Januar 2019 bis einschließlich 21. Februar 2019 
im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, 

Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung, 
im Aushangkasten im Flur des 2. OG 

  
während der Sprechzeiten zur Einsichtnahme für Jedermann öffentlich aus. Darüber 
hinaus können die Unterlagen auch auf der Internetseite der Stadt Bedburg unter 
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www.bedburg.de >> Stadtentwicklung, Bauen und Wirtschaft >> Stadtentwicklung >> 
Bauleitpläne Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen werden.  
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich bei der Stadtverwal-
tung, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, Fachdienst 5 oder mündlich zur 
Niederschrift im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, Zimmer 203, vorge-
bracht werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des „Bebauungsplanes Nr. 40/ Be-
dburg, 2. Änderung – Teilbereich zwischen Pfarrer-Bodden-Straße und Kirdorfer Allee“ 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über 

die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschä-
digung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB: Im Rahmen des Planverfahrens 
wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

 
4. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden können, es 
sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
5. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich wer-
den demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
6. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrunde liegenden 

Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschrif-
ten) können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförde-
rung - der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öff-
nungszeiten eingesehen werden. 

 
 

 
Bedburg, 07.01.2019 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Sascha Solbach 
 
 
  

21



 

 

Lageplan Bebauungsplan Nr. 40/ Bedburg, 2. Änderung 
– Teilbereich zwischen Pfarrer-Bodden-Straße und Kirdorfer Allee 

  
(ohne Maßstab) 
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Geltungsbereich Bebauungsplan 

Nr. 40 Bedburg/ 2. Änderung 

Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 40 Bedburg 
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